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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung über die Art, den Umfang und den Erfolg 
der von ihr oder den Länderregierungen vorgenommenen Beanstandungen 
betreffend die Anwendung des Artikels 119 EWG-Vertrag 


Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluß vom 
8. Dezember 1966 die Bundesregierung beauftragt, 
alle zwei Jahre über die Art, den Umfang und den 
Erfolg der von ihr oder den Länderregierungen vor- 
genommenen Beanstandungen betreffend die An- 
wendung des Artikels 119 EWGV zu berichten. Ge- 
mäß diesem Auftrag wird im Einvernehmen mit den 
Länderregierungen folgendes mitgeteilt: 

I. 

Seit mehr als zwei Jahren enthalten die in den 
Tarifregistern beim Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung und bei den Ländern eingetragenen 
geltenden Tarifverträge keine besonderen Frauen- 
lohngruppen, die bei gleicher Arbeit von Männern 
und Frauen für die Frauen niedrigere Löhne vor- 
sehen. Insoweit kann der Grundsatz der Lohngleich- 
heit zwischen Männern und Frauen bei gleicher 
Arbeit in der Bundesrepublik Deutschland als ver- 
wirklicht angesehen werden. 

Nach den Ausführungen des Bundesarbeitsgerichts 
vom 6. April 1955 — 1 AZR 365 — gilt der Grund- 
satz der Lohngleichheit jedoch auch für gleichwer- 


tige Arbeit. Dazu ist zwischen den Tarifvertrags- 
parteien nach wie vor streitig, in welchen Fällen 
Frauen im Vergleich zu bestimmten Männerarbei- 
ten zwar nicht die gleiche Arbeit, aber von den 
Arbeitsanforderungen her eine gleichwertige Arbeit 
leisten und deshalb ebenfalls den gleichen Lohn be- 
anspruchen können. 

Das Problem der Lohngleichheit zwischen Män- 
nern und Frauen im Sinne der gleichen Entlohnung 
auch bei gleichwertiger Arbeit stellt sich — soweit 
es die Lohnregelungen in Tarifverträgen angeht — 
schwergewichtig bei den sogenannten Leichtlohn- 
gruppen. Leichtlohngruppen werden für Arbeits- 
kräfte vereinbart, die leichte (meist körperlidi 
leichte) Hilfsarbeiten verrichten. Sie sehen einen ge- 
ringeren Lohn vor als für Arbeitskräfte mit schweren 
Arbeiten. Da in den Leichtlohngruppen überwiegend 
Frauen beschäftigt werden, geht es um die Frage, 
ob es sich bei den Leichtlohngruppen um eine ver- 
deckte Diskriminierung der Frauen handelt. 

Hierüber hat die Bundesregierung ausführlich in 
ihrem letzten Bericht an den Deutschen Bundestag 
— Drucksache 7/90 vom 31. Januar 1973 — berichtet. 
Um eine aktuelle Aussage über die Verbreitung der 
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Leichtlohngruppen in Tarifverträgen treffen zu kön- 
nen, hat das Bundesministerium für Arbeit und So- 
zialordnung erstmals eine Untersuchung der im Jahr 
1974 in Kraft getretenen Tarifverträge vorgenom- 
men. Ausgewertet wurden die 346 wichtigsten Lohn- 
tarifverträge für rd. 10,7 Millionen gewerbliche Ar- 
beitnehmer (= nahezu 90% aller gewerblichen Ar- 
beitnehmer). 

Folgende Ergebnisse wurden ermittelt: 

1. In 104 Tarifverträgen sind erkennbar Lohngrup- 
pen für körperlich leichte oder einfache Arbeiten 
enthalten, die einen geringeren Lohn als die 
Lohngruppen für schwere Arbeiten vorsehen. 

2. Diese 104 Tarifverträge konzentrieren sich vor 
allem auf die schon im letzten Bericht (Druck- 
sache 7/90) genannten Bereiche der Investitions- 
und Verbrauchsgüterindustrie (Metall, Chemie, 
Papierverarbeitung, Druck, Holz, Nahrung und 
Genuß). Aber auch in Bereichen der Landwirt- 
schaft und des Handels gibt es Tarifverträge mit 
Leichtlohngruppen. 

3. Von den 104 Tarifverträgen mit Leichtlohngrup- 
pen enthalten 

33 Verträge eine Leichtlohngruppe, 

65 Verträge zwei Leichtlohngruppen, 

6 Verträge drei Leichtlohngruppen. 

4. Bei einem Vergleich der Lohnhöhe der Lohn- 
gruppen für „leichte" Hilfsarbeiten mit den Lohn- 
gruppen für „ schwere " Hilfsarbeiten des jewei- 
ligen Tarifvertrages ergibt sich folgendes Bild: 

— In Tarifverträgen mit einer oder mit mehreren 
Leichtlohngruppen liegt der Lohn der einen 
bzw. der untersten Leichtlohngruppe je nach 
Tarifvertrag um 1,5% bis 25% unter dem 
Lohn für Hilfsarbeiter mit schweren Arbeiten; 
im Durchschnitt beträgt der Abstand 10 %. 

— In Tarifverträgen mit zwei oder drei Leicht- 
lohngruppen liegt der Lohn der höchsten bzw. 
der zweithöchsten Leichtlohngruppe um 1,5% 
bis 18 % unter dem Lohn für die jeweils zuzu- 
ordnende Hilfsarbeiterlohngruppe; im Durch- 
schnitt beträgt der Abstand 5 %. 

— In Tarifverträgen, die drei Leichtlohngruppen 
enthalten, beträgt der Abstand der höchsten 
Leichtlohngruppe zur nächsthöheren Hilfs- 
arbeiterlohngruppe durchschnittlich 2 %. 

5. Insgesamt sind in den untersuchten Wirtschafts- 
zweigen, die noch Tarifverträge mit Leichtlohn- 
gruppen aufweisen, rd. 4,2 Millionen gewerbliche 
Arbeitnehmer beschäftigt. Wie viele davon in 
Leichtlohngruppen eingestuft sind, läßt sich an- 
hand des untersuchten Materials jedoch nicht 
feststellen. Nach den Ergebnissen der Lohn- und 
Gehaltsstrukturerhebung von 1966, die sich bis 


heute nur unwesentlich verschoben haben dürf- 
ten, ist anzunehmen, daß Ende 1974 noch mehr 
als 500 000 Männer und Frauen in Leichtlohn- 
gruppen eingestuft waren. Ergebnisse aus der 
Lohn- und Gehalts Strukturerhebung 1972 liegen 
noch nicht vor. 

II. 

Die Bundesregierung verbleibt bei ihrer in Ab- 
schnitt III ihres Berichts vom 31. Januar 1973 darge- 
legten Auffassung, daß das zwischen den Tarifver- 
tragsparteien umstrittene Problem der Leichtlohn- 
gruppen wirksam und endgültig nur von ihnen selbst 
im Rahmen der Tarifautonomie gelöst werden kann. 
Die Lösung könnte vor allem darin bestehen, daß 
die Tarifvertragsparteien diese Lohngruppen — ggf. 
nach vorheriger stufenweiser Anhebung — abschaf- 
fen. Die Bundesregierung muß sich wegen der Beach- 
tung der Tarifautonomie darauf beschränken, um 
eine Klärung der Frage bemüht zu sein, ob die 
Leichtlohngruppen tatsächlich zu einer Benachteili- 
gung und Unterbewertung in der Frauenentlohnung 
führen. Die praktischen Schlußfolgerungen aus einer 
solchen Klärung zu ziehen, wird wiederum Sache der 
Tarifvertragsparteien sein müssen. 

Die Auswertung der Tarifverträge hat gezeigt, daß 
weiterhin eine Tendenz bei den Tarifvertragspar- 
teien zu beobachten ist, die Leichtlohngruppen anzu- 
heben oder abzuschaffen. 

— So werden sie vollkommen beseitigt in der che- 
mischen Industrie. Nachdem diese Lohngruppen 
in diesem Bereich zunächst stufenweise angeho- 
ben worden sind, sollen sie im Jahre 1975 ganz 
abgeschafft werden. Hiervon sind elf regionale 
Lohntarifverträge betroffen. 

— Teilweise beseitigt wurden sie bereits in der Me- 
tallindustrie Nordrhein-Westfalens, wo am 1. Juli 

1973 die unterste Leichtlohngruppe wegfiel. Eine 
weitere Leichtlohngruppe besteht noch. Die IG 
Metall hat ihre Abschaffung in der Lohnrunde 
1975 gefordert. 

— In einigen anderen regionalen Bereichen der Me- 
tallindustrie wurden im Jahre 1974 Leichtlohn- 
gruppen entweder beseitigt oder in der Lohnhöhe 
verstärkt angehoben. Hiervon sind zehn weitere 
Tarifverträge betroffen. 

— Ebenfalls verstärkt angehoben wurden im Jahre 

1974 die Leichtlohngruppen in Bereichen der pa- 
pierverarbeitenden Industrie, der Sägeindustrie, 
der holzverarbeitenden Industrie und der Süß- 
warenindustrie Nordrhein-Westfalens. Davon 
waren weitere zehn Tarifverträge betroffen. 

III. 

Angesichts der im Abschnitt I geschilderten relativ 
großen Zahl der noch in Tarifverträgen enthaltenen 
Leichtlohngruppen ist allerdings nicht damit zu rech- 
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nen, daß der beginnende Prozeß der Anhebung oder 
Abschaffung der Leichtlohngruppen bald abgeschlos- 
sen sein wird. 

Auch kann nicht ausgeschlossen werden, daß sich 
auch im günstigsten Fall, d. h. nach Abschaffung al- 
ler Leichtlohngruppen, wiederum viele Frauen 
hauptsächlich in den untersten Lohngruppen einge- 
stuft sehen. Andererseits kann aber auch nicht ge- 
leugnet werden, daß es immer bestimmte leichte 
oder einfache Arbeiten geben wird, die — gleich- 
gültig, ob sie von Männern oder Frauen ausgeübt 
werden — aus Gründen der Arbeitsbewertung nied- 
riger als andere Arbeiten entlohnt werden. 

Damit in einem nach Lohngruppen differenzierten 
tarifvertraglichen Entlohnungssystem bei der Auf- 
stellung der Lohngruppen und bei der konkreten 
Eingruppierung sachlich nicht zu rechtfertigende Un- 
terscheidungen nach Möglichkeit vermieden werden, 
kommt es mehr denn je darauf an, daß die Tarifver- 
tragsparteien möglichst objektive und arbeitswis- 
senschaftlich abgesicherte Erkenntnisse hinsichtlich 
der Lohnfindungsmethoden, etwa auf der Grundlage 
der analytischen Arbeitsbewertung oder ähnlicher 
Systeme, verwenden. Welcher Methoden sie sich im 
einzelnen hierbei bedienen, wird ihnen im Rahmen 
der Tarifautonomie überlassen bleiben müssen. Die 
Bundesregierung hat es jedoch stets als ihre Auf- 
gabe empfunden, die Tarifvertragsparteien bei der 
Suche nach Lösungen zu unterstützen. Dem Deut- 
schen Bundestag ist bekannt, daß die Bundesregie- 
rung seit langem darum bemüht ist, zusammen mit 
den Tarifvertragsparteien zu einer Einigung darüber 
zu gelangen, mit welcher Methode eine größere Un- 
tersuchung der sich in den Betrieben mit Leichtlohn- 
gruppen stellenden Bewertungs- und Eingruppie- 
rungsprobleme durchgeführt werden soll — s. hierzu 
auch die Drucksache 7/292 vom 7. März 1973 — . 
Nachdem sich aber Mitte des Jahres 1973 heraus- 
stellte, daß trotz zweier vorangegangener Testunter- 
suchungen von Forschungsinstituten zwischen den 
Vertretern der Tarifvertragsparteien eine Einigung 
nicht zu finden war, entschloß sich die Bundesregie- 
rung dazu, den in den Beratungen des Ausschus- 
ses für Arbeit und Sozialordnung für diesen Fall in 
Aussicht genommenen Weg — s. Drucksache 7/534 
vom 10. Mai 1973, S. 3 — einzuschlagen und ein un- 
abhängiges Gutachten darüber erstellen zu lassen, 
welche Arbeiten in der heutigen technisierten Indu- 
striegesellschaft als schwer oder leicht anzusehen 
sind. 

Sie vergab das in Ausschicht gestellte Gutachten 
im September 1973 an den Arbeitswissenschaftler 
Prof. Rohmert, Darmstadt, und den Arbeitsmediziner 
Prof. Rutenfranz, Dortmund. Der Titel des For- 
schungsauftrags lautet: 

„Arbeitswissenschaftliche Beurteilung der Bela- 
stung und Beanspruchung an unterschiedlichen 
industriellen Arbeitsplätzen. " 

Die Ergebnisse sollen in Form des Schlußberichts 
im April d. J. vorliegen. Die Untersuchung erstreckt 
sich auf verschiedene Industriezweige, in denen 
Leichtlohngruppen Vorkommen. Sie soll vor allem 
die bestehenden Forschungslücken zur Beurteilung 


und Bewertung von schwerer und leichter Arbeit, 
und zwar sowohl hinsichtlich der physischen wie 
auch der psychischen Beanspruchung einschließlich 
der der Nerven und Sinne, schließen helfen. Gleich- 
zeitig sollen praktisch anwendbare Methoden für 
die Übertragung dieser Erkenntnisse in die Lohn- 
findungspraxis entwickelt werden, durch die die 
Tarifvertragsparteien künftig besser in der Lage wä- 
ren, eine den Anforderungen des Arbeitsplatzes ent- 
sprechende und damit gerechtere Lohnstruktur in 
den unteren Lohngruppen für vergleichbare Arbei- 
ten von Männern und Frauen zu finden. 

Die Bundesregierung wird den Deutschene Bun- 
destag sowie die Tarifvertragsparteien nach Eingang 
des Schlußberichts über den Inhalt und etwaige hier- 
aus zu ziehende Schlußfolgerungen unterrichten. 

IV. 

Die EG-Kommission hat auf der Grundlage von 
Berichten der Mitgliedstaaten festgestellt, daß die 
Anwendung des in Artikel 119 EWGV festgelegten 
Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen bei gleicher Arbeit in einzelnen Mitglied- 
staaten zum Teil lückenhaft sei, zum Teil aber auch 
auf Schwierigkeiten stoße. Zur Beseitigung dieser 
Mißstände hat die EG-Kommission eine Richtlinie 
des Rates betreffend die Anwendung des in Arti- 
kel 119 EWGV enthaltenen Grundsatzes vorge- 
schlagen (Drucksache 7/1451 vom 14. Dezember 1973). 
Der Deutsche Bundestag hat bei der Erörterung die- 
ses Richtlinienvorschlags die Bundesregierung gebe- 
ten, bei den Verhandlungen im Rat der Europäischen 
Gemeinschaften darauf hinzuwirken, daß 

— die Richtlinie nicht auf Artikel 100, sondern auf 
Artikel 235 EWGV gestützt wird, 

— die einzelnen Richtlinienartikel so gestaltet wer- 
den, daß sie mit dem deutschen Rechtssystem 
und der Tarif autonomie der Tarifvertragspar- 
teien vereinbar sind; dies betreffe insbesondere 
die Artikel 4 und 6, die Eingriffe der staatlichen 
Verwaltung vorsähen. 

— Ferner wurde die Bundesregierung gebeten, bei 
ihrem nächsten Bericht an den Deutschen Bundes- 
tag über die Anwendung des Artikels 1 19 EWGV 
auch über das Ergebnis der Verhandlungen in 
Brüssel zu berichten (Drucksache 7/2253 vom 
11. Juni 1974). 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat in sei- 
ner Sitzung vom 17. Dezember 1974 seine Beratun- 
gen über die Richtlinie abgeschlossen. Die wesentli- 
chen Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammen- 
fassen: 

— Die Bundesregierung hat sich im Ergebnis mit 
ihren Bedenken gegen Artikel 100 EWGV nicht 
durchsetzen können, da diese Bedenken von den 
übrigen Mitgliedstaaten nicht oder nur sehr be- 
grenzt geteilt wurden. Da es jedoch nicht ange- 
messen erschien, die Richtlinie an dieser Frage 
scheitern zu lassen, hat die Bundesregierung ihre 
Bedenken insoweit zurückgestellt. 
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— Zu den Artikeln 4 und 6 der Richtlinie ist es 
der Bundesregierung gelungen, Formulierungen 
durchzusetzen, die mit der Tarifautonomie und 
unserem sonstigen Arbeitsrechtssystem nicht zu 
vereinbarende staatliche Kontrollen entbehrlich 
machen. 

— Im Verlaufe der Verhandlungen ist die Richtlinie 
dahin gehend ergänzt worden, daß der Grundsatz 
des gleichen Entgelts für Männer und Frauen 


nicht nur anzu wenden ist bei der Verrichtung 
gleicher Arbeit, sondern auch bei Arbeit, die als 
gleichwertig anerkannt worden ist. 

Der endgültige Text der Richtlinie liegt der Bun- 
desregierung noch nicht vor. Die Bundesregierung 
wird daher erst zu einem späteren Zeitpunkt in der 
Lage sein zu prüfen, ob es zur Verwirklichung der 
Richtlinie im innerstaatlichen deutschen Recht ge- 
setzgeberischer oder sonstiger Maßnahmen bedarf. 
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